PAGE  
1

Bestand von Verträgen im eröffneten Insolvenzverfahren

Von Prof. Dr. Heinz Vallender, Köln

Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens hat grundsätzlich keine Auswirkungen auf das Bestehen von Vertragsverhältnissen. Hiervon gibt es Ausnahmen. Da die vom Schuldner erteilten Aufträge und Vollmachten sowie Geschäftsbesorgungsverträge, die sich auf massezugehöriges Vermögen beziehen, die alleinige Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis des Insolvenzverwalters beeinträchtigen, sieht das Gesetz deren automatisches Erlöschen vor. Einer gesonderten Erklärung des Verwalters bedarf es nicht. Da die Insolvenzordnung grundsätzlich alle Vertragsverhältnisse trotz der Verfahrenseröffnung bestehen lässt, musste der Gesetzgeber Regelungen treffen, wie die fortbestehenden Vertragsverhältnisse insolvenzrechtlich behandelt werden sollen. Die Insolvenzordnung unterscheidet zwischen unterschiedlichen Vertragstypen. Das Wahlrecht des Insolvenzverwalters und das Recht der Kündigung sollen sachgerechte Lösungen in der Insolvenz ermöglichen. Auf Verträge, die vom Schuldner und vom anderen Teil noch nicht oder nicht vollständig erfüllt sind und deshalb als “schwebend” anzusehen sind, hat die Eröffnung des Insolvenzverfahrens eine besondere Wirkung. Allein der Insolvenzverwalter ist von diesem Zeitpunkt an befugt zu entscheiden, ob der Vertrag erfüllt werden soll oder nicht. An eine bestimmte Frist ist er dabei nicht gebunden. Vereinbarungen, die im Voraus die Anwendung der §§ 103 bis 118 InsO ausschließen oder beschränken (sogen. „Lösungsklauseln“), sind unwirksam (§ 119 InsO). Rechtlich unbedenklich ist es aber, wenn Vertragsparteien im Vorfeld der Insolvenz vereinbaren, dass eine Partei berechtigt ist, sich von dem Vertrag zu lösen, wenn die andere in eine Krise gerät.
Nach Ansicht des BGH (ZIP 2011, 1477) gilt die grundsätzliche Bindung des Insolvenzverwalters an eine vom Schuldner vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens abgeschlossene Schiedsabrede nicht, soweit es um Rechte des Insolvenzverwalters geht, die sich nicht unmittelbar aus dem vom Schuldner abgeschlossenen Vertrag ergeben, sondern auf der InsO beruhen. Zu diesen selbständigen, der Verfügungsgewalt des Schuldners entzogenen Rechten gehört nicht nur die Insolvenzanfechtung, sondern auch das Wahlrecht des Insolvenzverwalters aus § 103 InsO.
1. Erfüllungsverlangen des Verwalters

Der Verwalter kann anstelle des Schuldners den Vertrag erfüllen und die Erfüllung vom anderen Teil verlangen (§ 103 Abs. 1 InsO). Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass Insolvenzverfahren möglichst rasch abzuwickeln sind. Der Bundesgerichtshof hält nicht mehr an der früher vertretenen Auffassung fest, dass Erfüllungsansprüche mit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens erloschen seien (vgl. Fischer, NZI 2002, 281, 284). Vielmehr bewirke die Eröffnung des Verfahrens keine materiell-rechtliche Umgestaltung des gegenseitigen Vertrags, sondern habe auf Grund der beiden Vertragspartnern zustehenden Einrede des nicht erfüllten Vertrages nur zur Folge, dass diese ihre noch ausstehenden Erfüllungsansprüche, soweit es sich nicht um Ansprüche auf die Gegenleistung für schon erbrachte Leistungen handelt, nicht durchsetzen können (BGH NJW 2002, 2783=NZI 2002, 375). Mit der Wahl des Verwalters, die noch ausstehenden Leistungen zu erfüllen, erhalten die Ansprüche des Vertragspartners auf Ausführung der noch zu erbringenden Leistungen sowie die Forderungen aus Leistungen der Masse die Rechtsqualität originärer Masseansprüche (Fischer, NZI 2003, 281, 285). Eine schwächere Position nimmt der Vertragspartner indes bei einem Erfüllungsverlangen des Verwalters ein, wenn er seinerseits bereits voll erfüllt hat: Er ist mit seinem Anspruch nur Insolvenzgläubiger (BGH a.a.O.).

Der Insolvenzverwalter, der Erfüllung eines vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Verkäufers nicht vollständig erfüllten Kaufvertrages verlangt, braucht sich Vertragsverletzungen des Schuldners, die der Käufer ohne Geltendmachung seiner Rechte hingenommen hat, nicht zurechnen zu lassen. Demgemäß kann der Käufer dem Erfüllungsverlangen des Verwalters nicht die frühere Vertragsuntreue des Schuldners entgegenhalten (OLG Rostock, Urt. v. 26.6.2006 – 3 U 237/03 -).

Um rechtzeitig Klarheit über das rechtliche Schicksal seiner vertraglichen Ansprüche zu erlangen, kann der Vertragspartner des Schuldners den Verwalter auffordern, sich zur Erfüllungswahl nach § 103 InsO zu erklären. In diesem Fall muss der Verwalter die Erklärung unverzüglich abgeben (§ 103 Abs. 2 S. 2 InsO). Dies bedeutet nicht sofort. Vielmehr steht ihm eine den Umständen angemessene Frist zur Klärung der Voraussetzungen für die durchdachte Ausübung der Wahl zur Verfügung. Speziell dann, wenn die Weiterführung der Verträge nur bei einer Fortführung des Betriebes wirtschaftlich sinnvoll ist, wird ihm für den Regelfall bereits aus allgemeinen Überlegungen gestattet, mit der Wahlrechtsdurchführung bis nach dem Berichtstermin zu warten, um dort die nötige Abklärung herbeiführen zu können. Insoweit handelt es sich nicht um eine Analogie zu § 107 InsO, sondern um die Ausformung eines allgemeinen Prinzips, das bei der Festlegung, was unverschuldetes Zögern ist, die gesamten Umstände heranzieht (OLG Köln NZI 2003, 543). Unterlässt der Verwalter eine unverzügliche Erklärung, so verliert er das Recht, die Erfüllung des Vertrages wählen zu können. Eine bereits gegenüber dem vorläufigen Insolvenzverwalter geäußerte Aufforderung zur Erklärung entfaltet auch nach Verfahrenseröffnung keine Wirkung (BGH ZInsO 2007, 1275).

2. Erfüllungsablehnung des Verwalters

Lehnt der Verwalter die Erfüllung ab, so kann der andere Teil eine Forderung wegen der Nichterfüllung nur im Range eines Insolvenzgläubigers zur Tabelle anmelden. Entschließt sich der Verwalter im Insolvenzverfahren über das Vermögen des Mieters einer beweglichen Sache, von der Erfüllung des Vertrages Abstand zu nehmen, ist er zur Herausgabe der Mietsache an den Vermieter verpflichtet. In diesem Falle ist der Anspruch des Vermieters auf Nutzungsentschädigung für die Zeit ab Eröffnung des Insolvenzverfahrens bis zur Rückgabe der Mietsache grundsätzlich eine Insolvenzforderung. Hat der Verwalter die Mietsache nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens genutzt, ohne die Erfüllung des Mietvertrages zu verlangen, stellt der Anspruch des Vermieters auf Nutzungsentschädigung eine Masseforderung dar (BGH NZI 2007, 335).

Für Verträge über teilbare Leistungen enthält § 105 InsO eine besondere Regelung. Bedeutung gewinnt die Vorschrift bei Verträgen über die fortlaufende Lieferung von Waren oder Energie (Dauerschuldverhältnisse). Ob ein Vertrag unter § 105 InsO fällt, hängt entscheidend davon ab, ob die einzelnen Teile der insgesamt geschuldeten Leistung „jeweils einzelnen einen selbständigen wirtschaftlichen Zweck haben“ (BGHZ 98, 160, 171) und ob „sich die Gegenleistung auf diese Teilleistungen beziehen lässt (BGHZ 125, 270, 275). Der Insolvenzverwalter kann bei diesen Verträgen Erfüllung verlangen, ohne hierdurch verpflichtet zu sein, die rückständigen Leistungen im Rang einer Masseverbindlichkeit zu befriedigen (§ 105 S. 1 InsO).

3. Eigentumsvorbehalt, § 107 InsO

§ 107 InsO enthält eine Sonderregelung für Kaufverträge, bei denen der Schuldner eine Sache entweder unter Eigentumsvorbehalt veräußert oder unter Eigentumsvorbehalt gekauft hat. 

Soweit der Schuldner eine bewegliche Sache unter Eigentumsvorbehalt verkauft und dem Käufer den Besitz an der Sache übertragen hat, kann der Käufer die Erfüllung des Vertrages verlangen (§ 107 Abs. 1 S. 1 InsO). Solange sich der Käufer vertragstreu verhält, ist der Verwalter nicht berechtigt, die Kaufsache zurückzuverlangen.

Wählt der Verwalter in der Insolvenz des Käufers Erfüllung, erstarkt das Anwartschaftsrecht des Schuldners zum Vollrecht. Das Eigentum unterliegt der Verwaltung des Insolvenzverwalters. Lehnt der Verwalter die Erfüllung ab, steht dem Eigentumsvorbehaltsverkäufer ein Aussonderungsrecht gemäß § 47 InsO zu. Der Verwalter braucht sein Wahlrecht indes nicht sofort auszuüben. Vielmehr hat er, wenn der Verkäufer zur Ausübung des Wahlrechts aufgefordert hat, die Erklärung nach § 103 Abs. 2 S. 2 InsO erst unverzüglich nach dem Berichtstermin abzugeben. 

4. Miet- und Pachtverhältnisse des Schuldners, §§ 108 bis 111 InsO

Nach § 108 Abs. 1 InsO bestehen Miet- und Pachtverhältnisse des Schuldners über unbewegliche Gegenstände des Schuldners mit Wirkung für die Insolvenzmasse fort. Dies gilt auch für Miet- und Pachtverhältnisse, die der Schuldner als Vermieter oder Verpächter eingegangen war und die sonstige Gegenstände betreffen, die einem Dritten, der ihre Anschaffung und Herstellung finanziert hat, zur Sicherheit übertragen wurden. Ein Wahlrecht steht dem Insolvenzverwalter nicht zu. Dies bedeutet indes nicht, dass er keine Möglichkeit hätte, sich von diesen - die Masse belastenden - Vertragsverhältnissen zu lösen. Ihm stehen vielmehr besonders geregelte Kündigungs- und Rücktrittsrechte zu. 

Ansprüche des Vermieters/Pächters für die Zeit vor Verfahrenseröffnung sind Insolvenzforderungen (§ 108 Abs. 3 InsO). Für die Zeit nach Verfahrenseröffnung dagegen entstehen Masseverbindlichkeiten (§ 55 Abs. 1 Nr. 2 InsO). War der Schuldner bzw. das Schuldnerunternehmen Vermieter oder Verpächter, so muss der Verwalter das Grundstück dem Mieter oder Pächter überlassen und den Miet- oder Pachtzins zur Insolvenzmasse ziehen.

Der Insolvenzverwalter kann ein Miet- oder Pachtverhältnis über einen unbeweglichen Gegenstand oder über Räume, das der Schuldner als Mieter oder Pächter eingegangen und ihm zur Zeit der Verfahrenseröffnung bereits überlassen war, ohne Rücksicht auf die vereinbarte Vertragsdauer oder einen vereinbarten Ausschluss des Rechts zur ordentlichen Kündigung kündigen; die Kündigungsfrist beträgt drei Monate zum Monatsende, wenn nicht eine kürzere Frist maßgeblich ist (§ 109 Abs. 1 S. 1 InsO). Kündigt der Verwalter nach S. 1, so kann der andere Teil wegen der vorzeitigen Beendigung des Vertragsverhältnisses als Insolvenzgläubiger Schadensersatz verlangen. 

Besonderheiten gelten bei der Wohnraummiete des Schuldners. Anstelle des Kündigungsrechts kann der Verwalter erklären, dass Ansprüche, die nach Ablauf der mit der Erklärung nach § 109 Abs. 1 S. 2 InsO beginnenden gesetzlichen Frist fällig werden, nicht im Insolvenzverfahren geltend gemacht werden können (§ 109 Abs. 1 S. 2 InsO). Damit wird einerseits die Massezugehörigkeit des Wohnungsmietverhältnisses klargestellt, andererseits eine beschränkte Freigabe des Mietverhältnisses ohne Zustimmung des Vermieters anerkannt (Uhlenbruck/Berscheid, InsO, 12. Auf.. § 109 Rdn. 15). Ohne Auflösung des Mietvertrages verhindert die Erklärung des Insolvenzverwalters nach § 109 Abs. 1 S. 2 InsO das Entstehen weiterer Masseverbindlichkeiten, wobei zum Schutz des Vermieters diese Wirkung nach einer Zeitspanne eintritt, die der gesetzlichen Kündigungsfrist entspricht (Uhlenbruck/Vallender, InsO, 12. Auf., § 313 Rdn. 31). Die nach dem in § 109 Abs. 1 S. 1 und S. 2 InsO genannten Termin fälligen Ansprüche des Vermieters auf Zahlung der Miete sowie sonstige Ansprüche richten sich gegen den Schuldner.

Das Kündigungsrecht des Vermieters ist durch § 112 InsO erheblich eingeschränkt. Er kann das Vertragsverhältnis nach dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens nicht (mehr) kündigen wegen eines Verzugs mit der Entrichtung des Miet- oder Pachtzinses, der in der Zeit vor dem Eröffnungsantrag eingetreten ist oder wegen einer Verschlechterung der Vermögensverhältnisse des späteren Insolvenzschuldners. Nach Ansicht des BGH (NZI 2002, 543, 548) ist dies verhältnismäßig, weil diese Gläubiger bessere vorrangige Sicherungsmöglichkeiten (z.B. Vermieterpfandrecht, Kautionen; Höhe des Nutzungsentgelts) als viele andere Gläubiger haben (siehe dazu BGH v. 5.7.2007 – IX ZR 185/06 

In der Insolvenz des Vermieters besteht das Mietverhältnis nur dann mit Wirkung für die Insolvenzmasse fort, wenn die Mietsache im Zeitpunkt der Eröffnung des Insolvenzverfahrens dem Mieter bereits überlassen worden ist.
5. Darlehensverträge

Nach § 108 Abs. 2 InsO gilt das Fortbestehen von Verträgen auch für solche Darlehensverträge, bei denen der Schuldner Darlehensgeber ist und der Darlehensgegenstand bereits überlassen wurde. Die Regelung soll sachgerechte Lösungen für Bankeninsolvenzen ermöglichen. Es soll ausgeschlossen werden, dass der Insolvenzverwalter bei Darlehensverträgen die Nichterfüllung wählt und die Darlehensnehmer damit zu einer sofortigen Rückzahlung verpflichtet wären. Durch den Fortbestand des Vertrages kann der Darlehensnehmer den Darlehensvertrag also wie vorgesehen weiter „nutzen“ und der Insolvenzverwalter kann Zinsen und bei Vertragsbeendigung Rückzahlung verlangen.

6. Leasingverträge in der Insolvenz

Leasing ist eine Sonderform der entgeltlichen Gebrauchsüberlassung von Wirtschaftsgütern. Es handelt sich um einen atypischen Mietvertrag (BGH NJW 1990, 1113). Dabei kommt es auf den Vertragsinhalt an, nicht auf die Bezeichnung.

Vertrag mit Option: Beim Finanzierungsleasingvertrag mit Kaufoption kann der Leasingnehmer bis zu einem bestimmten Termin erklären, ob er die Sache kaufen will. Wird der Leasingnehmer während der Grundmietzeit und ohne, dass die Option ausgeübt worden ist, insolvent, ist Mietrecht anzuwenden (BGHZ 71, 189 zu § 19 KO), weil die mietrechtlichen Regelungen das Schwergewicht gegenüber den kaufrechtlichen haben.

a. Immobilienleasing

Das Immobilienleasing fällt unter § 108 Abs. 1 S. 1 InsO (Miete unbeweglicher Sachen). Der Vertrag besteht daher ungeachtet der Eröffnung des Insolvenzverfahrens für die Masse fort. Das Wahlrecht des § 103 InsO besteht nicht; an seine Stelle tritt das Kündigungsrecht aus § 109 InsO. 

In der Insolvenz des Leasingnehmers hat nach der Kündigung der Leasinggeber infolge seines Eigentums ein Aussonderungsrecht. Nach Auffassung des OLG Düsseldorf (ZIP 2010, 2212) sind die von der Eröffnung des Insolvenzverfahrens bis zur außerordentlichen Kündigung der Leasingverträge durch den Insolvenzverwalter fälligen Immobilien-Leasingraten in der Insolvenz des Leasingnehmers Masseforderungen. Eckert (EWiR 2010, 721) hält dem OLG entgegen, es habe zum Einen die Bedeutung der Finanzierungskosten nicht hinreichend gewürdigt, zum Anderen erscheine es mehr als gewagt, aus BGH ZIP 2007, 778 Rückschlüsse für die hier in Rede stehende Problematik zu ziehen, denn in dieser Entscheidung habe der BGH überhaupt keine Veranlassung gehabt, auf die Aufspaltung der Leasingraten einzugehen.
Für die Insolvenz des Leasinggebers ist umstritten, ob der Leasingvertrag zunächst wirksam bleibt, so dass das Leasinggut infolge der treuhänderischen Bindung bis zum Ende der Vertragslaufzeit nicht ausgesondert werden kann. Dagegen spricht, dass der Leasinggeber auch während der Laufzeit des Leasingvertrages Volleigentümer bleibt und sich nicht nur das Sicherungseigentum vorbehalten hat (BGH ZIP 1985, 546, 547). 

b. Leasing beweglicher Sachen

Das Leasing beweglicher Sachen wird, wenn es sich inhaltlich im Wesentlichen um einen Mietvertrag handelt, wie Miete beweglicher Sachen behandelt. Für den Vertrag gilt § 103 InsO, so dass nach Ausübung des Wahlrechts durch den Verwalter der Vertrag fortgesetzt wird bzw. die wechselseitigen vertraglichen Pflichten nicht mehr durchgesetzt werden können. In der Praxis kommt es häufig zu Abreden, nach denen sich der Insolvenzverwalter den Eintritt in den Leasingvertrag vorbehält und auf Monatsbasis den Leasinggegenstand nutzt. Die Leasinggesellschaft erhält spätestens mit Eröffnung des Insolvenzverfahrens für die Nutzung des Gegenstands ein Entgelt, das der verabredeten Leasingrate mit dem Schuldnerunternehmen entspricht. Entscheidet sich der Insolvenzverwalter (endgültig), den Leasingvertrag nicht fortzuführen, erhält der Leasinggeber den Leasinggegenstand zurück.

Ein Herausgabeanspruch des Leasinggebers besteht ohnehin nur dann, wenn bereits vor Einleitung des Insolvenzverfahrens die rechtmäßige Kündigung des Leasingvertrages durch den Leasinggeber (oder Leasingnehmer) erfolgt ist. Nach dem Eröffnungsantrag gilt auch für den Leasingvertrag die Kündigungssperre des § 112 InsO. Dies bedeutet, dass dem Leasinggeber untersagt ist, nach dem Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens den Leasingvertrag wegen eines Verzuges mit Leasingraten oder wegen einer Verschlechterung der Vermögensverhältnisse  außerordentlich zu kündigen. Die „Kündigungssperre” des Insolvenzverfahrens wirkt auch, wenn die schriftliche Kündigung des „Mietkaufs (Leasingvertrag) vor Stellung des Antrags auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens abgesandt worden ist, aber dem Leasingnehmer erst nach dem Eingang des Antrags bei Gericht zugeht (OLG Düsseldorf ZIP 2009, 877). Wurde ein Leasingvertrag mit mehreren Leasingnehmern gemeinsam geschlossen, so wirkt die Kündigungssperre aus § 112 InsO bei einem Insolvenzeröffnungsantrag eines der Leasingnehmer zugleich zugunsten aller Leasingnehme mit der Folge, dass die Kündigung gegenüber allen Leasingnehmern unwirksam ist. Die Unwirksamkeit bleibt dabei auch für den Fall bestehen, dass es nicht zur Insolvenzeröffnung kommt. Beruht die Kündigung eines Leasingvertrages, an dem auch ein Verbraucher als Leasingnehmer beteiligt ist, auf dem Zahlungsverzug des Leasingnehmers, so ist die Kündigung nur dann wirksam, wenn ein Verzug unter den Voraussetzungen des § 498 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BGB vorliegt und der Leasinggeber dem Leasingnehmer erfolglos eine zweiwöchige Frist zur Zahlung des beziffert benannten (OLGR Düsseldorf 2009, 265).

Die Kündigung des Leasingvertrages durch den Leasinggeber  ist nach Antrag auf Insolvenzeröffnung über das Vermögen des Leasingnehmers unwirksam, auch wenn es nicht zur Eröffnung kommt. Gibt der Leasingnehmer  auf eine fristlose Kündigung des Leasinggebers  freiwillig den Leasinggegenstand heraus, so liegt keine einvernehmliche Aufhebung des Leasingvertrages vor (OLG Düsseldorf ZMR 2009, 600).

Bei schwacher vorläufiger Insolvenzverwaltung ist – soweit die Kündigung rechtswirksam war - Herausgabeverpflichteter der Schuldner. Ohne Zustimmung des schwachen Verwalters darf der Schuldner den Gegenstand nicht herausgeben. Eine Herausgabeklage bei verweigerter Herausgabe ist nicht anzuraten, weil bei Abschluss des Verfahrens im Regelfall das Insolvenzverfahren eröffnet sein dürfte. Der Prozess wird dann gemäß § 240 ZPO mit der Rechtsfolge unterbrochen, dass die Leasinggesellschaft den Gegenstand nicht erhält. Letztlich wird ein Leasinggeber im Insolvenzeröffnungsverfahren kaum eine Chance haben, gegen den Willen des vorläufigen Insolvenzverwalters die Herausgabe durchzusetzen.

Wegen § 112 InsO ist eine Kündigung in den ersten beiden Monaten nach Einleitung des Insolvenzverfahrens ausgeschlossen. Bleibt der Leasingnehmer (auch danach) seine Leasingraten schuldig, besteht die Möglichkeit der Kündigung. Was den Herausgabeanspruch angeht, gelten die vorstehenden Erwägungen.

c. Leasing von refinanzierten Gegenständen

Diese Verträge werden nach § 108 Abs. 1 S. 2 InsO wie Mietverträge über unbewegliche Gegenstände behandelt. Die Vorschrift ist lex specialis zu § 103 InsO.

Beispiel: Die Firma A-Leasing hat einen Pkw gekauft. Den Kaufpreis hat sie dadurch aufgebracht, dass sie einen Kredit bei der B-Bank aufnahm; zur Sicherheit hat sie der B-Bank das Eigentum am Pkw übertragen. Dann hat die A-Leasing den Pkw an den Kunden K verleast (vermietet), Anschließend wird über das Vermögen der A-Leasing das Insolvenzverfahren eröffnet.

Es gelten vorliegend wegen § 108 Abs. 1 S. 2 InsO nicht die Vorschriften über bewegliche Sachen (d.h. das Wahlrecht des Insolvenzverwalters greift nicht ein). Es gilt vielmehr § 108 Abs. 1 S. 1 InsO. Der Vertrag bleibt bestehen. Der Leasingnehmer K kann den Pkw weiter nutzen und hat als Gegenleistung die Leasingraten an den Insolvenzverwalter zu zahlen.

In der Insolvenz des Leasingnehmers hat der Leasinggeber, falls der Vertrag nicht fortgesetzt wird, ein Aussonderungsrecht.

8. Dienst- und Arbeitsverhältnisse, §§ 108, 113 ff. InsO

Die Insolvenzeröffnung lässt den Bestand des Arbeitsverhältnisses unberührt: Nach § 108 Abs. 1 InsO besteht ein Dienst- oder Arbeitsverhältnis des Schuldners mit Wirkung für die Insolvenzmasse fort. Den Insolvenzverwalter trifft danach die Pflicht, die Arbeitnehmer des schuldnerischen Betriebes weiterzubeschäftigen und die Löhne und Gehälter aus der Insolvenzmasse als Masseverbindlichkeiten zu zahlen, § 55 Abs. 1 Nr. 2 InsO. Nach § 108 Abs. 2 InsO kann der Arbeitnehmer Lohnansprüche für die Zeit vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens nur als einfache Insolvenzforderung geltend machen. Eine weitere Schutzbestimmung zugunsten der Arbeitnehmer ist ferner in der weiterhin geltenden Vorschrift des § 613a BGB im Falle der Betriebsveräußerung durch den Insolvenzverwalter zu sehen. Eine Privilegierung erfahren die Arbeitnehmer schließlich dadurch, dass Verbindlichkeiten aus einem nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens aufgestellten Sozialplan Masseverbindlichkeiten sind (§ 123 Abs. 2 S. 1 InsO).

Für die Kündigung von Arbeitsverhältnissen sieht § 113 Abs. 1 S. 1 InsO vor, dass der Insolvenzverwalter das Arbeitsverhältnis ohne Rücksicht auf die vereinbarte Vertragsdauer oder eine vereinbarte Unkündbarkeit kündigen kann. Die Kündigungsfrist beträgt nach § 113 Abs. 1 S. 2 InsO drei Monate zum Monatsende, wenn nicht die Kündigungsfrist im konkreten Fall ohnehin kürzer ist. Soweit Kündigungsfristen über drei Monate hinausgehen (§ 622 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 7 BGB), gelten sie in der Insolvenz des Schuldners nicht. Eine Modifizierung erfährt auch § 7 KSchG durch die Regelung in § 113 Abs. 2 InsO, nach der bei Verstreichen der Dreiwochenfrist die Geltendmachung aller Unwirksamkeitsgründe präkludiert ist. 

9. Aufträge und Geschäftsbesorgungsverträge

Ein vom Schuldner erteilter Auftrag, der sich auf das zur Insolvenzmasse gehörende Vermögen bezieht, erlischt durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens (§ 115 Abs. 1 InsO). Für Geschäftsbesorgungsverträge folgt dies aus § 116 S. 1 InsO. Für das Kontokorrentverhältnis bedeutet dies, dass die laufende Rechnungsperiode beendet wird und die Ansprüche zu saldieren sind. Die Bank darf eingehende Zahlungen nicht mehr saldieren, vielmehr hat sie diese Zahlungen, zu deren Entgegennahme sie noch verpflichtet ist (BGH ZIP 1995, 659), an den Insolvenzverwalter herauszugeben.

10. Lösungsklauseln

Nach § 119 InsO sind Vereinbarungen unwirksam, durch die im voraus die Anwendung der §§ 103 bis 118 InsO ausgeschlossen oder beschränkt wird (BGH VersR 2006, 1637). Nachträgliche Vereinbarungen des Verwalters mit dem Vertragspartner sind dagegen zulässig.

In Verträgen getroffene Vereinbarungen, wonach im Falle der Insolvenzeröffnung über das Vermögen der einen Partei der anderen Partei das Recht eingeräumt wird, sich vom Vertrag zu lösen, sind wegen § 119 InsO nicht wirksam. Gleichzeitig sind auch Vertragsklauseln wegen Verstoßes gegen § 119 InsO unwirksam, die der anderen Partei sonstige Rechte oder Befugnisse einräumen sowie den Vertrag so umgestalten, dass die in §§ 103 bis 118 InsO dem Verwalter eingeräumten Rechte und Befugnisse wegfallen oder erschwert werden.

Dagegen sind Vertragsklauseln zulässig, die dem Vertragspartner Rechte für den Fall einräumen, dass der andere in Verzug gerät oder sonstige Vertragspflichten verletzt. Insbesondere muss dem Vertragspartner die Befugnis zugestanden werden, sich vom Vertrag zu lösen .

